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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stefan Keuter, Joachim Wundrak, 
Gerold Otten, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/11864 –

Fragen zum in den Jahren 2020 und 2021 gewährleisteten militärischen 
Schutz deutscher Bundeswehrstandorte und Bundeswehreinheiten durch die 
afghanischen Taliban

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das im Februar 2020 zwischen den USA und den Taliban abgeschlossene Do-
ha-Abkommen bedeutete den Anfang vom Ende des Afghanistan-Einsatzes 
der Bundeswehr.

Der US-amerikanische Präsident Joe Biden zögerte den Abzug zwar noch um 
einige Monate hinaus, entschied sich Mitte April 2021 dennoch dazu, den 
durch seinen Amtsvorgänger Donald Trump beschlossenen bedingungslosen 
Truppenabzug aus Afghanistan zu besiegeln (www.dw.com/de/biden-will-us-t
ruppenabzug-aus-afghanistan-bis-september/a-57189198, zuletzt abgerufen 
am 27. Mai 2024).

Wenige Tage später kündigte die damalige Bundesministerin der Verteidigung, 
Annegret Kramp-Karrenbauer, öffentlich an, von deutschen Institutionen an-
gestellte afghanische Ortskräfte schnell nach Deutschland bringen zu lassen. 
Diese seien sonst in Afghanistan schutzlos einer Gefährdung ausgesetzt 
(www.zeit.de/politik/ausland/2021-04/afghanistan-abzug-bundeswehr-ortskra
efte-annegret-kramp-karrenbauer, zuletzt abgerufen am 27. Mai 2024).

Ende April 2021 veröffentlichte dann die Nachrichtenagentur „Reuters“ eine 
Meldung, nach der die Taliban seit Februar 2020 die in Afghanistan stationier-
ten Militärkräfte der NATO-Staaten, also auch die Bundeswehr, gegen Atta-
cken des Islamischen Staats (IS) und anderer in Afghanistan agierender isla-
mistischer Gruppierungen militärisch gesichert hatten. „Reuters“ zitierte west-
liche Sicherheitsbeamte dahin gehend, dass die Taliban erfolgreich und zuver-
lässig einen ,,ring of protection“ um die in Afghanistan befindlichen Standorte 
des westlichen Militärs gebildet hätten (www.reuters.com/world/asia-pacific/e
xclusive-us-prepared-exit-taliban-protected-foreign-bases-killed-afghans-202
1-04-30/, zuletzt abgerufen am 27. Mai 2024).

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Verteidigung
vom 9. Juli 2024 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.

http://www.dw.com/de/biden-will-us-truppenabzug-aus-afghanistan-bis-september/a-57189198
http://www.zeit.de/politik/ausland/2021-04/afghanistan-abzug-bundeswehr-ortskraefte-annegret-kramp-karrenbauer
http://www.reuters.com/world/asia-pacific/exclusive-us-prepared-exit-taliban-protected-foreign-bases-killed-afghans-2021-04-30/


V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung nimmt die Vorbemerkung der Fragesteller zur Kenntnis.
Bei dem Abkommen zwischen den USA und den Taliban vom 29. Februar 
2020 handelte es sich um eine politische Absichtserklärung zwischen den bei-
den genannten Parteien. Die Bundesrepublik Deutschland war nicht Vertrags-
partei. Nach Kenntnis der Bundesregierung waren Sicherheitsabsprachen aber 
ein zentraler Bestandteil.
Der Abzug der Bundeswehr wurde entsprechend des Beschlusses des Nordat-
lantikrats vom 14. April 2021 bis zum 30. Juni 2021 geordnet abgeschlossen.
Insbesondere wird auf die wöchentlich von der Bundesregierung dem Deut-
schen Bundestag vorgelegte „Unterrichtung des Parlaments über die Auslands-
einsätze der Bundeswehr“ (UdP), hier insbesondere für den erwähnten Zeit-
raum auf UdP 17/2021 und UdP 18/2021, verwiesen.
In Ergänzung wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage auf Bundestagsdrucksache 19/31268 verwiesen.

1. War der Bundesregierung vor der Veröffentlichung der „Reuters“-Mel-
dung vom April 2021 bekannt, dass Taliban-Truppen seit Februar 2020 in 
Afghanistan stationierte Militärkräfte der NATO-Staaten, also auch die 
Bundeswehr, gegen Kräfte des Islamischen Staats (IS) und weiterer isla-
mistischer Gruppierungen militärisch schützten?

Zu einem vermeintlichen militärischen Schutz von NATO- und Bundeswehr-
einrichtungen sowie deren Soldaten durch Kräfte der Taliban seit Februar 2020 
bis zur Veröffentlichung der zitierten Meldung im April 2021 liegen der Bun-
desregierung keine Erkenntnisse vor. Ergänzend wird auf die Vormerkung der 
Bundesregierung verwiesen.

a) Wenn ja, welche Schlussfolgerungen zog die Bundesregierung für ihre 
in den Jahren 2020/2021 erfolgte Afghanistan-Politik daraus, insbe-
sondere hinsichtlich der Einschätzung, ob afghanische Ortskräfte der 
Bundeswehr und anderer in Afghanistan tätiger deutscher Institutionen 
aufgrund dieser ihrer Tätigkeit nach Abzug der Bundeswehr durch die 
Taliban gefährdet sein würden?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 sowie auf die Vormerkung der Bundes-
regierung verwiesen.

b) Wenn nein, hat die Bundesregierung sich nach Kenntnisnahme der 
„Reuters“-Meldung bei NATO-Verbündeten, insbesondere den USA, 
und in ihren Gesprächen mit Taliban-Vertretern dazu erkundigt, ob die 
in der Reuters-Meldung veröffentlichte Nachricht, dass Taliban-Trup-
pen seit Februar 2020 in Afghanistan stationierte Militärkräfte der 
NATO-Staaten, also auch die Bundeswehr, gegen Kräfte des Islami-
schen Staats (IS) und weiterer islamistischer Gruppierungen militä-
risch schützten, zutreffend war, und was hat die Bundesregierung ggf. 
von USA, NATO-Verbündeten und Taliban hierzu erfahren, und wenn 
nein, warum nicht?

Es kann von Seiten der Bundesregierung nicht nachvollzogen werden, ob, 
wann und inwieweit die zitierte Einzelmeldung der internationalen Presse vom 
April 2021 bekannt war. Ebenso wenig können die darin enthaltenen Aussagen 
verifiziert und für Ableitungen auf ein etwaiges Handeln der Bundesregierung 
herangezogen werden. Ergänzend wird auf die Vorbemerkung der Bundesregie-
rung verwiesen.
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2. Ist der Bundesregierung, etwa aus ihren nach April 2021 geführten Ge-
sprächen mit Taliban-Vertretern, bekannt, wie die Taliban auf die Ver-
öffentlichung der „Reuters“-Meldung reagierten und ob sie den militäri-
schen Schutz der in Afghanistan stationierten NATO-Streitkräfte, also 
auch der Bundeswehr, nach dem 30. April 2021 einstellten (bitte ausfüh-
ren)?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 1b sowie auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung verwiesen.
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